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// Im Blickpunkth

Unternehmen aller Gr�ßen haben die arbeitsrechtlichen Aushang- und Bekanntmachungspflichten zu beachten. Diese

Pflichten sind mangels einheitlichen Arbeitsgesetzbuchs �ber eine Vielzahl von Gesetzen verstreut. Pulte hat diese Pflich-

ten zusammengetragen, nach Schwerpunkten vom AGG �ber Aufsichtsratswahlen bis hin zur Verm�gensbildung sortiert,

in einer – wohl einmaligen – einheitlichen Liste katalogisiert und mit wichtigen Hinweisen versehen. So k�nnen auch

Berater auf einen Blick die bei ihren Mandanten fehlenden Bekanntmachungen und Aush�nge erkennen.

Armin Fladung, Verantwortlicher Redakteur im Arbeitsrecht

// Standpunkt /
von Dr. SebastianUcker-

mann, Gesch�ftsf�hrerder

KenstonPensionGmbH,K�ln

Zeitwertkonten – quo vadis?

Die aktuellen hoheitlichen Vorhaben zur wei-

teren rechtlichen Behandlung von Zeitwert-

konten sind an dieser Stelle bereits mehrfach

im Laufe des Jahres kritisch gew�rdigtworden

(BB Nr. 24/29/35/37/43). Sowohl das durch

das BMAS initiierte Flexi-G II als auch die be-

gleitendenMaßnahmen des BMF l�sten in der

Fachwelt nur einhelliges Kopfsch�tteln aus.

Nachdem nun die diesbez�glichen Verord-

nungsabsichten hinsichtlich ihrer legislativen

Verabschiedung auf die Zielgerade eingebo-

gen sind, dachte man eigentlich, dass ein En-

de der Zumutungen erreicht worden ist. Doch

hat ein letzter (?) Paukenschlag nicht lange

auf sich warten lassen: So hat am 4.11.2008

der zust�ndige Bundestagsausschuss f�r Ar-

beit und Soziales unter Stimmenmehrheit der

Regierungskoalition entschieden, dass die bis-

herige M�glichkeit einer sv-freien �bertra-

gung von Wertguthaben in eine bAV f�r neue

Wertguthabenvereinbarungen ersatzlos ent-

fallen soll. Zu verstehen ist das nicht. Denn

wie sagte doch Minister Scholz im Rahmen

des Gesetzgebungsverfahrens: „Das Flexi-G II

ist eines der modernsten und wichtigsten Ge-

setze unserer Zeit!“ Wenn dem so ist, hat der

Gesetzgeber folgende Frage zu beantworten:

Warum wird der eigentliche Gesetzesauftrag

zur Insolvenzschutzverbesserung zweckent-

fremdet in ein komplexes und grundgesetz-

lich haltloses Normengeflecht, das die we-

sentlichen Vorteile von Zeitwertkonten enorm

reduziert? Die Antwort kann vorweggenom-

men werden: Der Staat ben�tigt Einnahmen,

die er sich am leichtesten in einem Bereich

holt, den nur noch spezialisierte Rechtsex-

perten durchdringen, so dass es keiner „mit-

bekommt“. Es bleibt somit nur frei nach We-

ber-Grellet (DB 2007, 1717) zu hoffen, dass das

„herrschaftliche“ Staats(rechts)verst�ndnis die

m�ndigen Betroffenen zum energischen Ein-

spruch verleitet.

Entscheidungen
BAG: K�ndigungsschutz und Alters-

diskriminierung

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

6.11.2008 – 2 AZR 701/07 – wie folgt: Die Diskri-

minierungsverbote des Allgemeinen Gleichbe-

handlungsgesetzes finden i. R. d. K�ndigungs-

schutzes nach dem K�ndigungsschutzgesetz An-

wendung. Eine K�ndigung, die ein Diskriminie-

rungsverbot verletzt, kann daher sozialwidrig

und damit unwirksam sein (§ 1 KSchG). Das Ver-

bot der Altersdiskriminierung steht der Ber�ck-

sichtigung des Lebensalters i. R. d. Sozialauswahl

nicht entgegen. Auch die Bildung von Alters-

gruppen bei der Sozialauswahl nach § 1 Abs. 3

S. 2 KSchG ist nach dem AGG zul�ssig.
(PM BAG vom 6.11.2008)

BAG: Ausschluss einer betriebsbedingten

K�ndigung durch Tarifvertrag

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

26.6.2008 – 2 AZR 1109/06 – wie folgt: Der Ar-

beitgeber ist vor Ausspruch einer betriebsbe-

dingten K�ndigung grunds�tzlich nicht verpflich-

tet, den Arbeitnehmer in einem anderen Betrieb

eines anderen Unternehmens unterzubringen.

Nur ausnahmsweise besteht eine konzernbezo-

gene Weiterbesch�ftigungspflicht.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-2568-1

unterwww.betriebs-berater.de

BAG: Außerordentliche �nderungsk�ndi-

gung mit notwendiger Auslauffrist

Das BAG entschied in seinemUrteil vom26.6.2008

– 2 AZR 147/07 – wie folgt: Eine außerordentliche

�nderungsk�ndigung mit notwendiger Auslauf-

frist nach§ 55Abs. 3 BAT-KFa. F. ist auchdannun-

wirksam,wenndas�nderungsangebotunverh�lt-

nism�ßig und damit unzumutbar i. S. d. § 55

Abs. 3 S. 2 BAT-KFa. F. ist.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-2568-2

unterwww.betriebs-berater.de

ArbG Berlin: Befristung durch Vergleich

Das ArbG entschied in seinem Urteil vom

15.10.2008 – 56 Ca 14872/08 – wie folgt: Eine Be-

fristung wird durch einen gerichtlichen Vergleich

sachlich gerechtfertigt, wenn zwischen den Par-

teien ein offener Streit �ber die Wirksamkeit der

Befristung bestand und eine gerichtliche Mitwir-

kung vorliegt. Diese Voraussetzungen werden im

Normalfall ausreichend dadurch belegt, dass ge-

m�ß gerichtlichem Protokoll der Vergleich „nach

Er�rterung der Sach- und Rechtslage“ und „unter

Aufrechterhaltung der unterschiedlichen Rechts-

standpunkte“ geschlossen wurde, ohne dass es

dabei einer Wendung wie „auf Vorschlag des Ge-

richts“ bedarf. Ein gerichtlich protokollierter Ver-

gleich wahrt die Schriftform.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-2568-3

unterwww.betriebs-berater.de

ArbG Berlin: Schadensersatzanspruch f�r

entgangene Bonuszahlung

Wird in einer Bonusregelung vereinbart, dass die

Ziele „gemeinsam mit dem Mitarbeiter“ festzule-

gen sind, spricht dies daf�r, dass die alleinige Ini-

tiativpflicht beim Arbeitgeber liegt. Hiervon ist

jedenfalls nach § 305c Abs. 2 BGB auszugehen.

Unterl�sst es der Arbeitgeber, trotz der ihm zu-

kommenden Initiativpflicht, ein Gespr�ch �ber

die Zielvereinbarung vor Ablauf der Zielperiode

anzuregen, ist er dem Arbeitnehmer zum Scha-

densersatz verpflichtet.

Die Entscheidung erging, nachdem das BAG

mit Urteil vom 12.12.2007 – 10 AZR 97/07 – BB

2008, 617 m. Kommentar von Simon/Greßlin – die

Entscheidung der Kammer vom 13.12.2006 – 15 Sa

1135/06 und 15 Sa 1168/06 – teilweise aufgeho-

ben hat.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-2568-4

unterwww.betriebs-berater.de
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